
II~ -1'15.2 der Beilagen zu den, stcnogrJphischen Protokolle!) des Nationalrates 

XIIL Geselzgebungsperiode 

Präs.: 22. Nov. 1972 
.• _-------- No. <f9:tjJ 

I 

A n f r-t" g e 
, . 
--'";"---- . ----

der Abgeordneten Dr.PELIKAN, HAHN, Dipl.lng.Dr.LEr'rNEn., Dr.KEHmL 

und Genossen 

an den Bundesminister fUr Landesverteidigung 
betreffend Finanzplanung. 

Das DundesministeriuDl fUr Finnllzcl1 hat unter <leI' Zahl J17.100-r/71 

an alle Präsidialabteilungen, Sektionen und Abteilungen, Konzepts­

und VerwaJtungslJealllten, Buchhaltung und Finallzschuldbucllhultung 

folgendes Schreiben "zur Kenntnis und Darnachachtung" gerichtet: 

"1m Sinne diesar 13estimHlungcn. ist daher unbedingt von don ho.Sokt:i.o­

~en und Abteilungen in allen grundsätzlichen oder finanziell wich­

tigen Angelegenheiten, insbesondere im Falle von Einnahmen-, Aus­

gaben- und O1'ganisationsändorungen sowie von PorsonalrnaDnahlRcn 

mi t finanziellen Aus\Vi1'lwngen noch vor der Genehmigung das ~r-

1101'1[;e nkt<!:nmäßige Einvernehmen mi t de~' Lei tUl1g der Buclgetsektion 

zu pflegen. Dies gilt vor allem auch fti1'alle Gesetz- und Verord­

nungsentwürfe. Das hO.Rundschreiben vom 11.JÖnne1' 19~6, Zl.3.4j9-r/56 
enthiHt die Voraussetzungen, die vom budgetärtm Standpunkt gesehen, 

derartige Entwürfe erfüllen mUssen." 

Dern Anliegen nach entspricht dieses Schreiben dem Hinisterratsbe­

schluß vom 7.2.1950, in dem es tl.a. heißt: 

"Jedem Entwurf für ein Gesetz oder fUr eine Verordnung oder sonstige 

rechtsetzende l>laßnahme ist von der Behörde, der die /'.usnrbei tUl1g 

des Entwurfes obliegt, eine lCostenberochnung nnzuschließen, ans 

der hervorgeht, ob und inwiefern die Durcllfiihrung der \,o1'gesch1<1-­

gonen Vorschriften vermehrte Verwaltungsarbeit und erhöhte Verwnl­

tungskosten verursacht; bejnllondenfalls wie hoch diese Kosten zn 
vOI'\"1l1schlagen sind und aus welchen Gründen dieser Au1'\.;and not\\ondlg 
ist." 
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Das Rundschreiben Zl.3.459-1/55 sowie wiederholte Äußerungen des 

Hechnungshofes bezogen sich nuf die gleiche Problematik. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stc_llcll daher folgende 

1.) 

A n fra g e 

Haben Sie im Sinne der '~icderholtcn Aufforderung des Bundes-bel . 
ministers für Finanzen,/jedem Ihrer GesetzesentwUrfe, Regierungs-

vorlagen, Verordnungen oder sonstigen rechtssetzenden Maßnahmen 

Kostenberechnungen angestellt und vorgelegt, aus denen hcrvor­

·geht, in welchem Umfang die Durchführung der vorgescillagenen 

Vorschriften 

a) zusätzliche gesetzliche Verpflichtungen fUr den öffentlichen 

Haushalt und 

b)vermehrte Verwnltungsarbeit und erhöhte Verwaltungskosten 

verursachen? 

2.) Wenn ja, wie lauten die Kostenvoranschläge 
I 

a) für die von Ihrem Ressort in Begutachtung befindlichen Nini­

steriaJ.ent,vUrfe, 
fUr 

b)/die den Ausschüssen zuge,viesenen oder noch zuzuweisenden 

Regierungsvorlagen, 

_ c) der von Ihnen 1972 ergangenen Verordnungen oder sonstigen 

rechtssetzenden Haßnahme i m ein z eIn e 11 ? 

3.) Welche Kostenvoranschläge liegen don 1972, (1971, 1970) be­

schlossenen Itegierungsvorlagen im Hinblick auf.deren finanziel­

len Auswirkungen auf die Jahre 1972 und 1975 zugrunde? 

4.)a) Welche Berechnungsgrundlagen und 

b) ~: ~ c ::~~::: ~:~,:g :~::;:~:: .:: ~:: t ~ieI hr "::os t clira_ns c hlä-
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